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Der Bereich des EU-Umweltrechts war auch 2016 wieder derjenige mit  dem höchsten
Anteil anhängiger Vertragsverletzungsverfahren. 269 von insgesamt 1.657 zum Jahresende
anhängigen  Verfahren  wurden  hier  verzeichnet.  89  davon  waren  2016  neu  eingeleitet
worden. In 50 der 847 neu eingeleiteten Verfahren wegen verspäteter Umsetzung war EU-
Umweltrecht betroffen, das damit der Bereich mit den fünft meisten Neueröffnungen war.
Es wurden 348 neue Beschwerden über potenziell fehlerhafte Umsetzung und Anwendung
sowie 151 neu eingeleitete EU-Pilot-Vorgänge verzeichnet. In 53 Fällen führten EU-Pilot-
Vorgänge  zu  förmlichen  Vertragsverletzungsverfahren.  Damit  belegt  die  Umweltpolitik
erneut  den  zweiten  Rang in dieser  Kategorie.  Insgesamt  waren  2016  1.175 EU-Pilot-
Vorgänge anhängig. Mit 295 Fällen betrafen weiterhin die meisten davon das EU-Umwelt-
recht.  33 der  von der  Europäischen Kommission 2016 übermittelten 292  mit  Gründen
versehenen Stellungnahmen betrafen die EU-Umweltpolitik.1 

EU-Aktionsplan für Menschen, Natur und Wirtschaft 

Im Juni 2017 nahm der Rat der Europäischen Union Schlussfolgerungen zum EU-Aktions-
plan für Menschen, Natur und Wirtschaft an. Der Entwurf basiert auf der Auswertung der
Vogelschutz- und der Habitat-Richtlinie und soll die Umsetzung des EU-Naturschutzrechts
verbessern. Er etabliert vier Schwerpunktbereiche: (A) Verbesserung von Leitlinien und
Wissen sowie der Vereinbarkeit mit allgemeineren sozioökonomischen Zielen, (B) Über-
nahme politischer Eigenverantwortung und Verbesserung der Rechtseinhaltung, (C) Förde-
rung von Investitionen in NATURA-2000-Projekte und Verbesserung der Synergien mit
EU-Finanzierungsinstrumenten, (D) bessere Kommunikation und Sensibilisierung, Einbin-
dung von Bürgern, Interessenträgern und Gemeinschaften. 15 konkrete Einzelmaßnahmen,
die zum Großteil bereits 2017 anlaufen sollen, werden diesen vier Schwerpunktbereichen
zugeordnet. Sie sollen bei deren Umsetzung an der Basis helfen, einen grenzüberschreiten-
den und biogeographischen Mehrebenen-Implementationscharakter durch Beteiligung von
Akteuren aller Ebenen des EU-Systems inspirieren, die territoriale Dimension von Natur-
schutzpolitik stärken und damit gleichzeitig bisherige Implementationsprobleme beheben.
Dem Europäischen Solidaritätskorps soll dabei eine besondere Rolle zukommen. Weiter-
hin soll  die  Integration  von Naturschutzbelangen in die  Gemeinsame Agrarpolitik,  die
Kohäsionspolitiken, die Gemeinsame Fischerei- und die Integrierte Meerespolitik sowie in
die Forschungs- und Innovationspolitik mit dem Aktionsplan gestärkt werden. Eine 10-
prozentige  Aufstockung  des  LIFE-Programmes  soll  Investitionen  fördern.  Gleichzeitig
sollen Anreize für private Investoren gestärkt werden. Eine mögliche Flexibilisierung der
nationalen Umsetzungsansätze soll eine bessere Anpassung an nationale Besonderheiten

1 Europäische  Kommission:  Kontrolle der Anwendung des EU-Rechts:  Jahresbericht  2016,  COM(2017)
370 final.
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ermöglichen und wesentlich zur Beilegung von Konflikten zwischen Naturschutz und wirt-
schaftlichen Aktivitäten beitragen.2 

Biologische Vielfalt 

Der Rat bereitete im Oktober 2016 die 13. Tagung der Vertragsparteien des Übereinkom-
mens  über  die  biologische  Vielfalt  (CBD)  im  Dezember  2016  in  Mexiko  vor.  Die
beschlossene Verhandlungsposition der  Europäischen Union umfasste verstärkte Bemü-
hungen zur  Umsetzung des  Strategieplans  für  biologische  Vielfalt  von  2011  bis  2020
einschließlich  ehrgeizigerer  Zielsetzungen,  die  Stärkung  Ökosystem basierter  Ansätze,
Kohärenz- und Synergiesteigerung zwischen den betreffenden multilateralen Umweltüber-
einkommen und die Bedeutung des Mainstreamings biologischer Vielfalt in allen Politik-
feldern. Außerdem unterstrich der Rat die besondere Relevanz von Erhaltung, Pflege und
nachhaltiger Nutzung bestehender Land-, Meeres- und Binnenwasserökosysteme. Der Rat
forderte die Entwicklung stärker integrierter Politiken, angemessener Anreize und praxis-
orientierter Ansätze. Als Beispiele hierfür nannte er nachhaltige und ökologische Intensi-
vierung und Diversifizierung der  Landwirtschaft,  Agrarökologie,  biologische  Landwirt-
schaft, nachhaltige Nahrungsmittelerzeugung und Ernährungssicherheit. Für Biodiversität
schädliche Subventionen sollen weiter abgebaut und bis 2020 positive Anreizsysteme für
den  Erhalt  und  die  nachhaltige  Nutzung  biologischer  Vielfalt  geschaffen  werden.  Im
Hinblick auf einzelne Spezies hob der Rat besonders die besorgniserregenden Entwicklun-
gen  um bestäubende  Insekten  und  hier  speziell  der  Wildbestäuber  wie  zum Beispiel
Bienen  hervor.  Eine  besondere  Verhandlungspriorität  waren  daher  Maßnahmen  zum
Schutz  von Bestäubern  und ihrer  Lebensräume,  unter  anderem durch  die  Vermeidung
beziehungsweise Verringerung der Nutzung von schädlichen Pflanzenschutzmitteln.  Zur
Finanzierung von Maßnahmen sollte der 13. UN-Artenschutzgipfel (COP13) in Cancún
einen  Vierjahresrahmen  mit  zentralen  Leitlinien  für  einen  Finanzierungsmechanismus
sowie Programmplanungsprioritäten erarbeiten, die die Ausschüttung von Finanzmitteln
aus dem Treuhandfonds der Globalen Umweltfazilität  von 2018 bis 2022 strukturieren
sollen. Im Hinblick auf die Berichterstattung forderte der Rat eine Harmonisierung der
verschiedenen Berichterstattungsverfahren sowie eine Vereinheitlichung von Indikatoren
der unterschiedlichen biodiversitätsbezogenen Übereinkommen, internationalen Organisa-
tionen und Verfahren.

Die Verhandlungen der COP13 in Cancún verbanden erstmals ein Treffen der Vertrags-
parteien des Übereinkommens über die biologische Vielfalt mit dem Treffen der Vertrags-
parteien  des  Cartagena-Protokolls  zur  biologischen  Sicherheit  (COP-MOP8)  und  der
Tagung  des  Nagoya-Protokolls  über  den  Zugang  zu  genetischen  Ressourcen  und  die
Aufteilung, der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile (COP-MOP2). Zentrale Ergeb-
nisse  der  COP13  sind  die  Aufforderung der  Vertragsparteien  zur  beschleunigten  Um-
setzung des Strategischen Plans der CBD von 2011 bis 2020 und zum verstärkten Main-
streaming  von  Belangen  der  biologischen  Vielfalt  speziell  in  den  Bereichen
Landwirtschaft, Wälder, Fischerei und Tourismus.3 

2 Europäische Kommission: Mitteilung an das Europäische Parlament, den Rat,  den Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Ein Aktionsplan für Menschen, Natur und
Wirtschaft, COM(2017) 198 final; Council of the European Union: Council conclusions on EU Action
Plan for nature, people and the economy, press release, 16 June 2017, Dok. 387/17.

3 Rat der Europäischen Union: Schlussfolgerungen. 3491. Tagung vom 17. Oktober 2016, Dok. 13398/16.
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Kreislaufwirtschaft

Im  März  2017  nahm das  Europäische  Parlament  in  erster  Lesung seine  Position  zur
Kommissionsmitteilung über einen EU-Aktionsplan zur Kreislaufwirtschaft und ein dies-
bezügliches Maßnahmenpaket von vier Richtlinien zu Abfall, Verpackungsabfall, Müllde-
ponien sowie elektrischen und elektronischen Altgeräten, Altbatterien und Altakkus an.
Darin forderte es die Verschärfung der Zielsetzungen für Hausmüllwiederverwertung und
-recycling (70 Prozent bis 2030 mit einer 5-prozentigen Wiederverwertungsquote), Haus-
mülldeponierung  (maximal  5  Prozent  bis  2030)  und  Verpackungsabfälle  mit  eigenen
Wiederverwertungs- (5 Prozent bis 2025, 10 Prozent bis 2030) und Recyclingquoten (70
Prozent  bis  2025,  80  Prozent  bis  2030).  Auch  die  Ziele  für  Lebensmittelabfälle  und
Meeresabfälle (im Vergleich zu 2014: 30-prozentige Reduktion bis 2025, 50 Prozent bis
2030) wurden verschärft und die Einführung einer Lebensmittelabfallhierarchie sowie die
Stärkung  der  Umsetzung  der  Müllhierarchie  gefordert.  Ausnahmegenehmigungen  für
einzelne Mitgliedstaaten sollen schärferen Restriktionen unterliegen und eine einheitliche
Berechnungsmethode  eingeführt  werden.  Das  Parlament  forderte  ein  verpflichtendes
System  der  Herstellerverantwortung  für  Verpackungen,  elektrische  und  elektronische
Geräte, Batterien und Akkus sowie eine Ausdehnung der Mindestanforderungen für erwei-
terte Herstellerverantwortung. Die Mülltrennung solle bis 2020 stärker reguliert und diffe-
renziert  werden.  Übergangsinstrumente  zur  Einführung  der  Kreislaufwirtschaft  sollen
entwickelt werden. Abschließend forderte das Parlament die Kommission zu Vorschlägen
für Ziele zur Abfallvermeidung (bis Ende 2018), verbindliche Lebensmittelabfallgrenzen
für 2025 und 2030 (bis Ende 2020), Reform der Altauto- sowie Altbatterie- und der Elek-
troschrottrichtlinie (bis 2018) und der Richtlinie zu Verpackungsmüll (bis 2024) auf. 

Im Mai 2017 nahm der Rat seinen Allgemeinen Standpunkt zum Vorschlag an, in dem
er die Ambitionen der Zielsetzung im Vergleich zu den Parlamentsforderungen herabsetz-
te. Die Trilogverhandlungen begannen im Mai 2017.4 

4 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Änderung der Richtlinie 2000/53/EG über Altfahrzeuge, der Richtlinie 2006/66/EG über Batterien und
Akkumulatoren sowie Altbatterien und Altakkumulatoren sowie der Richtlinie 2012/19/EU über Elektro-
und Elektronik-Altgeräte, COM(2015) 593; Ebd.: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 1999/31/EG über Abfalldeponien, COM(2015) 594;
Ebd.: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtli -
nie  2008/98/EG über Abfälle,  COM(2015)  595;  Ebd:  Vorschlag für eine  Richtlinie  des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 94/62/EG über Verpackungen und Verpackungsab-
fälle, COM(2015) 596; European Parliament: End-of-life vehicles, waste batteries and accumulators and
waste electrical  and  electronic  equipment  I,  Amendments  adopted by the  European Parliament  on  14
March 2017 on the proposal for a directive of the European Parliament and of the Council amending Di-
rectives  2000/53/EC  on  end-of-life  vehicles,  2006/66/EC  on  batteries  and  accumulators  and  waste
batteries and accumulators, and 2012/19/EU on waste electrical and electronic equipment (COM(2015)
0593 – C8-0383/2015 – 2015/0272(COD)), Dok. P8_TA(2017)0069; Ebd.: Waste I, Amendments adopted
by the European Parliament on 14 March 2017 on the proposal for a directive of the European Parliament
and of  the  Council  amending Directive  2008/98/EC on  waste (COM(2015)  0595  –  C8-0382/2015  –
2015/0275(COD)),  Dok.  P8_TA(2017)0070;  Ebd.:  Abfalldeponien  I,  Abänderungen  des  Europäischen
Parlaments vom 14. März 2017 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Änderung der Richtlinie 1999/31/EG des Rates über Abfalldeponien (COM(2015) 0594 –
C8-0384/2015 – 2015/0274(COD)), Dok. P8_TA(2017)0071; Ebd.: Packaging and packaging waste I,
Amendments adopted by the European Parliament on 14 March 2017 on the proposal for a directive of the
European Parliament and of the Council amending Directive 94/62/EC on packaging and packaging was-
te  (COM(2015)  0596  –  C8-0385/2015  –  2015/0276(COD)),  Dok.  P8_TA(2017)0072;  Didier
Bourguignon: Effort sharing regulation, 2021-2030. Circular economy package. Four legislative proposals
on waste, European Parliamentary Research Service Briefing PE 603.954.
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Klimapolitik

Nach den epochalen Entscheidungen zur internationalen  Klima-Governance  des  Jahres
2015 lag der Schwerpunkt der Aktivitäten des Jahres 2016 auf der Politikgestaltung zur
Implementation der selbstgesteckten Ziele. Die Entscheidung der US-Regierung Trump,
aus dem Pariser Klimaabkommen auszutreten, beantwortete die Europäische Union mit
der  demonstrativen Betonung ihrer  Entschlossenheit  und  ihres  Führungsanspruchs,  das
Klimaabkommen zügig und vollständig zum Erfolg zu machen,  dem der  Konsens der
COP21 den Weg bereitete.

Im Oktober 2017 nahm der Rat Schlussfolgerungen zur Umsetzung des Pariser Klima-
abkommens im Hinblick auf die Klimafinanzierung und zur Vorbereitung der COP23 im
November 2017 in Bonn an. Die Minister bekräftigten dabei die während der Verhandlun-
gen von Paris 2015 vehement vertretene internationale Führungsrolle der Europäischen
Union  und  betonten,  dass  auch  in  Zukunft  weitreichende  Fortschritte  bei  der  zügigen
Umsetzung des Abkommens und der Umsetzung der Klimasicherheit im Mittelpunkt der
gemeinsamen Anstrengungen stehen müssten. Ebenso müsse der unterstützende Dialog im
Jahr 2018 und die Umsetzung der national festgelegten Beiträge vorangetrieben werden.
Die im März 2017 vom Rat beschlossene EU-Klima- und Energiediplomatie komme hier-
bei zentral zum Tragen. Im Hinblick auf die globale Klimaschutzfinanzierung unterstrich
der Rat die fortbestehende Notwendigkeit öffentlicher Finanzmittel, die Notwendigkeit der
Vergrößerung der Beitragszahlergruppe und die Bedeutung multilateraler Entwicklungs-
banken. Er bekräftigte den Beitrag der Europäischen Union zum kollektiven 100 Mrd. US-
Dollar  Ziel  der  Industrieländer  und  betonte  die  Notwendigkeit  der  Verstärkung  von
‚grünen‘ und nachhaltigen Investitionen sowie von mehr finanzieller  Unterstützung für
emissionsarme und klimaresiliente Entwicklungsprojekte. Die Verbindung der diesbezügli-
chen Arbeiten und Ansätze verschiedener internationaler Organisationen, wie zum Beispiel
der  G20-Studiengruppe Umweltschutzfinanzierung,  der  Financial  Stability Board  Task-
Force zu klimarelevanten finanziellen Angaben sowie der Hochrangigen Sachverständi-
gengruppe für  ein nachhaltiges  Finanzwesen seien hier  von entscheidender Bedeutung.
Ebenso wichtig seien die Abschaffung umweltschädlicher Subventionen und der weitere
Abbau  der  Finanzierung  emissionsintensiver  Projekte.  Neben  der  öffentlichen  Hand
komme dem Privatsektor als Klimaschutzfinanzierungsquelle, die noch besser zu aktivie-
ren und zu nutzen sei, eine wichtige Rolle zu. Insgesamt seien die Mittel für ärmste und
besonders gefährdete Entwicklungsländer, am wenigsten entwickelte Länder sowie kleine
Inselentwicklungsstaaten zu stärken und mit weiteren technischen und finanziellen Instru-
menten zu ergänzen. Die Aufstockung des Beitrags der Europäischen Union zur internatio-
nalen Klimaschutzfinanzierung war im November 2016 von Rat beschlossen worden. Der
Gesamtbeitrag der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten zu den internationalen
Klimafinanzen betrug 2015 17,6 und 2016 20,2 Mrd. Euro.

Im Hinblick auf die COP23 betonte der Rat die Unumkehrbarkeit des Pariser Klimaab-
kommens sowie die Bedeutung seiner Unversehrtheit  und vollständigen Umsetzung. Er
unterstrich darüber hinaus speziell die Wahrung der Integrität des Abkommens als globales
Instrument  zur  Förderung kollektiver  Maßnahmen gegen den Klimawandel  und dessen
Bedeutung für die Bekämpfung von klimabedingten Fluchtursachen. Weiterhin betonte er
die Notwendigkeit der horizontalen Koordinierung und Synergiesteigerung zwischen dem
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Klimaabkommen, der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, dem Sendai-Rahmen für
Katastrophenvorsorge und dem Übereinkommen von Rio.5 

Ebenfalls im Oktober 2017 hat sich der Rat zur Verringerung von Treibhausgasemis-
sionen in Sektoren, die nicht unter das EU-Emissionshandelssystem (EU-EHS) fallen, auf
einen gemeinsamen Standpunkt zur Lastenteilungsverordnung6 sowie zur Verordnung über
Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft  (LULUCF-Verordnung)7 geei-
nigt. Betroffen sind Nicht-CO2-Emissionen in Landwirtschaft, Abfallwirtschaft, Verkehr
(ohne Luftverkehr und Schifffahrt) sowie Industrie,  Energieversorgung und Produktver-
wendung.  Zur  Erreichung des  40-prozentigen Gesamtreduktionsziels  bis  2030,  zu dem
sich die Europäische Union in Paris verpflichtet hatte, zielt die Lastenteilungsverordnung
bis 2030 auf eine 30-prozentige Emissionsreduktion in Nicht-EHS-Sektoren ab. Abhängig
vom Bruttoinlandsprodukt  pro  Kopf  legt  sie  verbindliche  Jahresemissionsziele  für  die
Mitgliedstaaten von 2021 bis 2030 fest. Die nationalen Reduktionsmargen liegen dabei
zwischen 0 Prozent (Bulgarien) und 40 Prozent (Luxemburg und Schweden) der Emissio-
nen von 2005, die (basierend auf einer linearen jährlichen Reduktionskurve) durch die
Festlegung nationaler  Emissionsreduktionspfade  erreicht  werden  sollen.  Ausgangspunkt
der Berechnung sind die durchschnittlichen Emissionen des Zeitraums 2016 bis 2018. Zur
Flexibilisierung der Zielerreichung können die Mitgliedstaaten unter anderen ihre jährli-
chen Emissionszuweisungen auf nachfolgende Jahre übertragen oder Zuweisungen für den
Zeitraum 2021 bis 2030 vorwegnehmen. Auch Übertragungen zwischen Mitgliedstaaten
sind weiterhin möglich. Als neue Optionen wurde unter anderem die einmalige Löschung
von  EHS-Zertifikaten  und  eine  Notfallsicherheitsreserve  von  115  Mio.  Tonnen  CO2-
Äquivalent neu eingeführt, die 2032 für weniger wohlhabende Mitgliedstaaten abrufbar
sein wird, um Probleme bei der Erreichung ihrer Reduktionsziele zu lösen.8 

Ergänzend hierzu zielt die LULUCF-Verordnung durch neue Anrechnungsvorschriften
und bindende Verpflichtung der Mitgliedstaaten auf eine bessere Einbeziehung von Forst-
und Landwirtschaft in die Treibhausgasemissionsreduktion ab. Der Verordnungsentwurf
wurde im Juli 2016 von der Kommission vorgelegt und umfasst die Treibhausgase CO2
(Kohlendioxid),  CH4 (Methan) und N2O (Distickstoffmonoxid). Wie auch die Lasten-

5 Council of the European Union: Council conclusions on the Paris Agreement and preparations for the
UNFCCC meetings, press release, 13 October 2017, Dok. 567/17; Ebd.: Council conclusions on climate
finance, press release, 10 October 2017, Dok. 572/17; Ebd.: Climate finance: EU and member states' con-
tributions up to €20.2 billion in 2016, press release, 17 October 2017, Dok. 592/17.

6 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Festlegung verbindlicher nationaler Jahresziele für die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Zeit-
raum 2021-2030 zwecks Schaffung einer krisenfesten Energieunion und Erfüllung der Verpflichtungen
aus dem Übereinkommen von Paris sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europä-
ischen Parlaments  und des Rates  über ein System für die Überwachung von Treibhausgasemissionen
sowie für die Berichterstattung über diese Emissionen und über andere klimaschutzrelevante Informatio-
nen, COM(2016) 482.

7 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über die Einbeziehung der Emissionen und  des Abbaus von Treibhausgasen aus Landnutzung,  Land-
nutzungsänderungen und Forstwirtschaft (LULUCF) in den Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis
2030 und zur Änderung der Verordnung Nr. 525/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über
ein System für die Überwachung von Treibhausgasemissionen sowie für die Berichterstattung über diese
Emissionen und über andere klimaschutzrelevante Informationen, COM(2016) 479.

8 Council of the European Union: Cutting greenhouse emissions in effort sharing sectors to bring us closer
to Paris  goals,  press release,  13  October 2017,  Dok.568/17;  Georg Erbach:  Effort  sharing regulation,
2021-2030. Limiting Member States’ carbon emissions, European Parliamentary Research Service Brie-
fing PE 589.799.
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teilungsverordnung soll  die  LULUCF-Verordnung in  den  Rahmen für  die  Klima-  und
Energiepolitik bis 2030 integriert werden. Für letzteren wäre dies jedoch die erste Integra-
tion dieser Art. In seinem gemeinsamen Standpunkt vom Oktober 2017 betonte der Rat,
dass  die  Verordnung in zwei  Fünfjahreszyklen von 2021 bis  2030 einen wesentlichen
Beitrag zur Steigerung der Nachhaltigkeit und Klimafreundlichkeit der Land- und Wald-
flächennutzung innerhalb der Europäischen Union leisten soll. Wesentliche Bestandteile
des  Entwurfs  sind,  in  Übereinstimmung  mit  dem  UNFCCC-Rahmen  für  landbasierte
Berichterstattung,  aktualisierte  Anrechnungsvorschriften,  die  die  Doppelanrechnung
verhindern sollen, sowie die Verpflichtung, dass Emissionen den Abbau nicht überschrei-
ten (‚No-Debit‘-Regel). Letztere soll beispielsweise durch Neupflanzungen oder verbes-
serte Überwachung von Wald- und Ackerflächen sowie Grünland gesichert werden. Die
Berichterstattung  ist  jährlich  vorgesehen  und  wird  in  Fünfjahreszyklen  überprüft.  Im
Gegensatz  zum aktuellen  Rechtsstand  wird  auch  Biomasse,  die  zur  Energiegewinnung
dient, in die Berichterstattungspflicht miteinbezogen, während Emissionen aus Ereignissen
wie  Waldbränden  oder  ähnlichen  Naturkatastrophen  nicht  einbezogen  werden  müssen.
Auch  die  LULUCF-Verordnung  bedient  sich  flexibler  Mechanismen,  um  die  Zieler-
reichung  durch  die  Mitgliedstaaten  zu  erleichtern.  Hierzu  gehört  unter  anderem  der
Ausgleichsmechanismus für bewirtschaftete Waldflächen, der über zehn Jahre hinweg bis
zu  360  Mio.  Tonnen  CO2-Äquivalent  beträgt.  Für  jeden  Mitgliedstaat  sollen  auf  der
Grundlage  des  Zeitraums 2000  bis  2009  hierfür  vordefinierte  Senkenhöhen  berechnet
werden. Im Unterschied zum Kommissionsvorschlag reduzierte der Rat in seinem Stand-
punkt den ursprünglichen Bemessungszeitraum für Wälder (1990 bis 2009) auf die Zeit
von 2000 bis 2009. Der Flexibilitätsmechanismus soll zwischen 2021 und 2030 helfen,
nationale Engpässe bei der Einhaltung der ‚No-Debit‘-Regel zu überwinden. Diese muss
allerdings für die Europäische Union als Ganzes erfüllt werden, bevor einzelne Mitglied-
staaten den Ausgleichsmechanismus in Anspruch nehmen können.9 

Im Hinblick auf die Reform des EU-EHS nahm das Europäische Parlament im Februar
2017 in erster Lesung seine Position an. Während es vorschlug, den von der Kommission
vorgesehenen jährlichen linearen Reduktionsfaktor von 2,2 Prozent zunächst beizubehal-
ten, verlangte es jedoch dessen mögliche Anhebung auf 2,4 Prozent ab frühestens 2024.
Die Höhe der Aufnahmen überschüssiger Verschmutzungsrechte in die EHS-Marktstabili-
tätsreserve soll in den ersten vier Jahren, beginnend 2019, von 12 Prozent auf 24 Prozent
verdoppelt werden. Zusätzlich sollen am 1. Januar 2021 800 Mio. Berechtigungen aus der
Marktstabilitätsreserve gestrichen werden. Das Parlament schlug weiterhin vor,  bei  der
Schließung von Stromwerken die entsprechenden Verschmutzungsberechtigungen aus den
nationalen  Zuteilungsraten  zu  streichen.  Alle  Einnahmen  aus  der  Versteigerung  von
Berechtigungen  sollen  gänzlich  Klimaschutzmaßnahmen,  Entkarbonisierung  sowie  der
Kompensation  indirekter  Emissionskosten  zugutekommen.  Außerdem  soll  der  Innova-
tionsfonds auf 600 Mio.  Berechtigungen aufgestockt werden und ein ‚Fonds für einen
gerechten Übergang‘ Arbeitnehmer in von der Verringerung der CO2-Emissionen betroffe-
nen Wirtschaftszweigen bei Anpassungsbemühungen unterstützen. 2 Prozent der Versteige-
rungserlöse sollen hierfür genutzt werden. Der Fonds soll außerdem speziell Mitgliedstaa-
ten unterstützen,  deren Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt  2014 unter  60 Prozent  des EU-

9 Council of the European Union: Better EU forest and land management to help cut greenhouse gas emis -
sions and meet Paris commitments, press release, 13 October 2017, Dok. 569/17; Georg Erbach: Land use
in the EU 2030 climate and energy framework, European Parliamentary Research Service Briefing PE
589.798.
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Durchschnitts lag. Weiterhin gab das Parlament Empfehlungen für die Bereiche Luft- und
Seeverkehr. Letzterer sei ab 2023 miteinzubeziehen, während ersterer 10 Prozent weniger
Berechtigungen als für den Zeitraum 2014 bis 2016 bekommen soll. 

Im Februar 2017 nahm der Rat einen allgemeinen Standpunkt zum Entwurf an, in dem
er die erhöhte Aufnahmerate überschüssiger Verschmutzungsrechte in die Marktstabilitäts-
reserve bis 2023 beibehielt. Von 2024 an sollen zudem die Berechtigungen, die das Auk-
tionsvolumen  des  jeweils  vorangegangenen  Jahres  übertreffen,  automatisch  gestrichen
werden. Nach diesem Standpunkt des Rates gingen die Verhandlungen in die interinstitu-
tionelle Trilogphase.10 

Meerespolitik

In ihrer gemeinsamen Erklärung “Internationale Meerespolitik: Der Beitrag der Europä-
ischen Union zum verantwortungsvollen Umgang mit den Weltmeeren“ äußerten sich Rat,
Parlament,  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  sowie  der  Ausschuss  der  Regionen  im
November 2016 zur Schlüsselrolle der Weltmeere, unter anderem auch für das Weltklima-
system. Sie unterstrichen die Gefahren der Ausbeutung, des Klimawandels, der Versaue-
rung, Verschmutzung und abnehmenden biologischen Vielfalt, denen die Meere weltweit
ausgesetzt  seien  und wiesen  darauf  hin,  dass  Informationssammlung zum Zustand  der
Meeresressourcen  und  marinen  Ökosysteme  sowie  die  Verbesserung  der  nachhaltigen
globalen  Verwaltung  der  Weltmeere  weiterhin  die  wichtigsten  Ziele  im  Bereich  der
Meerespolitik seien. Kritik äußerten die Institutionen an der anhaltenden Mangelhaftigkeit
des  Rahmenwerks  für  die  nachhaltige  Verwaltung  der  Weltmeere.  Es  bestünden  noch
erhebliche Rechts- und Implementationslücken, die speziell die Erhaltung und nachhaltige
Nutzung  der  biologischen  Vielfalt  in  Gebieten  außerhalb  nationaler  Hoheitsbereiche
betreffen. Das noch nicht verabschiedete Tiefseebergbaugesetz, das wesentlich zur Regu-
lierung des Meeresbodenbergbaus beitragen soll, sei hier nur eines von mehreren Beispie-
len.

Für  die  Zukunft  definierten  die  Institutionen  die  sektorübergreifende,  regelbasierte
internationale  Koordinierung  der  für  Weltmeere  zuständigen  internationalen  Organisa-
tionen und Foren als einen zentralen Bereich gemeinsamer globaler Anstrengungen. Des
Weiteren unterstrichen sie die Notwendigkeit der besseren Kohärenz zwischen EU-Innen-
und Außenpolitik sowie die stärkere Verbindung von der internen und externen EU-Sicher-
heitsdimension durch vernetzte Konzepte. Zur Umsetzung dieser Prioritäten begrüßten die
Institutionen die von der Kommission vorgeschlagenen 14 Maßnahmenpakete in drei prio-
ritären Bereichen. Letztere bezogen sich auf die Verbesserung des Rahmens für die inter-
nationale Meerespolitik, die Verringerung des Drucks auf Meere, die Unterstützung der
nachhaltigen ‚blauen Wirtschaft‘ sowie die Stärkung der internationalen Ozeanforschung
und  entsprechender  Datenerhebung.  Die  14  Maßnahmenpakete  umfassen  Details  für
folgende  Bereiche:  (1)  Schließung der  Lücken  im Rahmen für  die  Meerespolitik,  (2)
Förderung der regionalen Fischereibewirtschaftung, (3) Verbesserung der internationalen
Meeres-Governance und Gründung von Ozean-Partnerschaften, (4) Kapazitätssteigerung,

10 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Änderung  der  Richtlinie  2003/87/EG zwecks  Verbesserung der  Kosteneffizienz  von  Emissionsminde-
rungsmaßnahmen  und  zur  Förderung  von  Investitionen  in  CO2-effiziente  Technologien,  COM(2015)
0337; Europäisches Parlament: Mitteilung an die Presse. Parlament will CO2-Zertifikate verringern und
CO2-arme Innovationen fördern, 15. Februar 2017; Georg Erbach: Post-2020 reform of the EU Emissions
Trading System, European Parliamentary Research Service Briefing PE 599.398.
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(5) Gewährleistung der Sicherheit der Meere, (6) Umsetzung des COP21-Abkommens im
Hinblick auf Weltmeere, Küstengebiete und Ökosysteme, (7) globaler Kampf gegen illega-
len Fischfang und Förderung nachhaltiger Bewirtschaftung der Nahrungsmittelressourcen
der Weltmeere, (8) Verbot von Zuschüssen für schadenverursachende Fischerei, (9) Kampf
gegen Meeresabfälle,  (10) Förderung der  maritimen Raumplanung auf globaler  Ebene,
(11) Schutz von zehn Prozent der marinen und küstennahen Gebiete, (12) kohärente EU-
Strategie  zur  Meeresbeobachtung,  Datenerfassung  und  Meeresberichterstattung,  (13)
Verstärkung der  Investitionen  in  ‚blaue‘  Wissenschaft  und  (14)  internationale  Partner-
schaften im Bereich Ozeanforschung, Innovation und Wissenschaft.11 
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